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Abréviations

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
NDG Nachrichtendienstgesetz
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SIS Schengener Informationssystem
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

Fedpol Bundesamt für Polizei

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
LRens Loi sur le renseignement
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
SIS Système d'information Schengen
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fedpol Office fédéral de la police
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Sécurité extérieure

Infolge der in der parlamentarischen Debatte zum Nachrichtendienstgesetz
aufgeworfenen Fragen bezüglich einer unabhängigen, neutralen und wirksamen
Aufsicht über den NDB reichte die SiK-SR eine Kommissionsmotion zu diesem Thema
ein. Der Bundesrat soll nun in einem Bericht aufzeigen, ob und wie ein Aufsichtsorgan
über den NDB ausserhalb der Bundesverwaltung eingerichtet und ausgestaltet werden
sollte. Auf Empfehlung des Bundesrates nahmen beide Räte die Motion stillschweigend
an. 1

MOTION
DATE: 07.09.2015
KARIN FRICK

„Es kann doch nicht sein, dass wir in einem Land leben, in dem ein Fischer, der ohne
Patent beim Fischen erwischt wird, auf den Polizeiposten muss, ansonsten er
irgendwann einmal streng gebüsst oder sogar abgeführt wird, während ein möglicher
Terrorist auswählen kann, ob er beim Nachrichtendienst antanzen soll oder nicht!“ Mit
diesen markigen Worten begründete Nationalrat Adrian Amstutz (svp, BE) in der
Wintersession 2017 vor dem Nationalratsplenum seine Motion, mit der er eine
verbindliche Vorladungskompetenz für den NDB forderte. Gemäss der geltenden
Rechtslage habe der NDB zwar die Möglichkeit, Risikopersonen zu einer präventiven
Ansprache vorzuladen mit dem Ziel, sie vom Begehen einer Straftat abzuhalten – dies
jedoch nur im Rahmen eines freiwilligen Gesprächs. Deshalb solle der Bundesrat nun
die gesetzlichen Grundlagen für eine verbindliche Vorladung sowie Zwangsmittel wie
beispielsweise Haft, ausländerrechtliche Massnahmen, Bussen oder Kürzung von
Sozialhilfegeldern bei Nichtbefolgung schaffen. Die grosse Kammer stimmte dem
Vorstoss entgegen dem Antrag des Bundesrates mit 101 zu 72 Stimmen bei 3
Enthaltungen zu. Der Bundesrat hatte vergebens argumentiert, man solle erste
Erfahrungen mit dem neuen NDG abwarten, bevor man das diffizile Gleichgewicht
zwischen allgemeiner Sicherheit und individuellen Grundrechten wieder antaste. 2

MOTION
DATE: 13.12.2017
KARIN FRICK

Im Ständerat war die Motion Amstutz (svp, BE), die eine verbindliche
Vorladungskompetenz für den NDB forderte, chancenlos. Stillschweigend folgte die
kleine Kammer in der Sommersession 2018 dem Antrag ihrer SiK und lehnte den
Vorstoss ab. Es müssten zuerst Erfahrungen mit dem Instrumentarium des neuen NDG
gesammelt und ausgewertet werden, bevor Anpassungen vorgenommen werden, die so
tief in die Grundrechte eingreifen. Ausserdem komme dem NDB eine präventive Rolle
zu, während verbindliche Befragungen in den Aufgabenbereich der Polizei fielen. Die
Befugnisse des NDB und der Polizei sollten auch weiterhin getrennt bleiben. 3

MOTION
DATE: 31.05.2018
KARIN FRICK

Sécurité intérieure

Der Nationalrat überwies die 1997 vom Ständerat gutgeheissene Motion Frick (cvp, SZ)
für die Schaffung eines zentralen strategischen Nachrichtendienstes in Postulatsform.
Der Grund für diese von der Kommission beantragte Abschwächung lag darin, dass der
Bundesrat im November 1998 gestützt auf Expertenberichte beschlossen hatte, einer
verstärkten Koordination zwischen den bestehenden Diensten den Vorzug gegenüber
einer zentralen Stelle zu geben. Eine Überweisung in Motionsform hätte nach Meinung
der Kommission eine angesichts der Dringlichkeit der Lösung der bestehenden
Koordinationsprobleme nicht zu verantwortende Verzögerung zur Folge gehabt. Der
Nationalrat überwies gleichzeitig eine Motion Schmid (svp, BE), welche zwar ebenfalls
ein zentrales Leitorgan für die Nachrichtendienste des Bundes verlangte, aber die
Möglichkeit offen liess, zuerst ein Koordinationsorgan zu schaffen und aus diesem
später die Zentralstelle zu schaffen. Im November präzisierte der Bundesrat dann, wie
er sich diese Koordination vorstellt. In einer Weisung hielt er fest, dass nicht mehr die
auf mehrere Departemente (EDA, Bundeskanzlei, BA für Polizeiwesen etc.) verteilten
nachrichtendienstlichen Gremien die Bedrohungslage unabhängig voneinander
analysieren sowie Szenarien und Strategien ausarbeiten sollen, sondern dies zentral
durch eine aus ihren Chefs zu bildende „Lenkungsgruppe“ geschehen soll, welche die
von diesen Stellen gemeldeten Informationen verarbeitet. Dieses neue Organ wird

MOTION
DATE: 08.10.1999
HANS HIRTER
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unterstützt von einem Sekretariat („Lage- und Früherkennungsbüro“), welches von
einem „Nachrichtenkoordinator“ geleitet wird. 4

Mit einer hauchdünnen Mehrheit von 86 Ja- gegenüber 83 Nein-Stimmen nahm der
Nationalrat in der Wintersession 2017 eine Motion Walliser (svp, ZH) an, die den NDB
befugen will, sogenannte Gefährder permanent zu überwachen. Zu den Gefährdern
oder „Risikopersonen“, wie sie im nachrichtendienstlichen Jargon genannt werden,
gehören nach Ansicht des Motionärs Personen, welche die innere Sicherheit der
Schweiz gefährden, sowie Personen, bei denen eine gewisse Wahrscheinlichkeit
besteht, dass sie einen Terroranschlag verüben, oder die terroristisches Gedankengut
verbreiten. Um die Sicherheit der Bevölkerung und der Infrastruktur in der Schweiz zu
wahren, müssten solche Personen zwingend und permanent elektronisch überwacht
und damit jederzeit lokalisiert werden können. 5

MOTION
DATE: 13.12.2017
KARIN FRICK

Nach der knappen Entscheidung im Nationalrat sorgte die Motion Walliser (svp, ZH),
welche die permanente Überwachung von Gefährdern ermöglichen wollte, in der
Sommersession 2018 auch im Ständerat für eine lebhafte Diskussion. Diese drehte sich
vor allem darum, ob die im Nachrichtendienstgesetz, im Nationalen Aktionsplan zur
Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus
sowie in der Vernehmlassungsvorlage zur Ausweitung der polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung vorgesehenen Massnahmen ausreichend sind, um dem
Anliegen der Motion Rechnung zu tragen. Mit 30 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen
folgte der Ständerat schliesslich dem Antrag seiner sicherheitspolitischen Kommission,
welche angesichts der genannten Bestrebungen keinen zusätzlichen Handlungsbedarf
erkannte, und lehnte den Vorstoss ab. 6

MOTION
DATE: 31.05.2018
KARIN FRICK

Politique étrangère

Relations avec d'autres Etats

Russische und andere ausländische Spione konsequent auszuweisen forderte die APK-
NR in einer im September 2023 eingereichten Motion. Die Kommission begründete
ihren Vorstoss mit dem Umstand, dass die verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit
in der Schweiz zwar strafbar sei, sich viele Personen des diplomatischen Corps jedoch
auf die Immunität gemäss Wiener Übereinkommen berufen können. Daher bleibe zur
Verhinderung der Spionage letztlich nur die konsequente Ausweisung dieser Personen
aus der Schweiz übrig. Eine Minderheit um Roland Büchel (svp, SG) beantragte, die
Motion abzulehnen. Der Bundesrat hingegen wollte die Motion annehmen.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Anliegen. Für die
Motion stellten Fabian Molina (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE) die Motion vor.
Minderheitensprecher Büchel argumentierte, dass die Schweiz russische Diplomaten
nicht lediglich «auf der Basis von ‹Hörensagen›» ausweisen könne, es brauche immer
eine sorgfältige Einzelprüfung. Ausserdem befürchtete Büchel, dass Russland im
Gegenzug auch Schweizer Diplomatinnen und Diplomaten ausweisen werde. In der
Folge werde es für die Schweiz schwierig, ihre diplomatischen Aufgaben in Russland zu
erfüllen. Verteidigungsministerin Viola Amherd resümierte, dass es «zwischen der
Meinung der Minderheit und jener der Mehrheit eigentlich gar keine Differenz» gebe,
da alle Redner die Auffassung teilten, dass Personen, welche nachrichtendienstliche
Tätigkeiten ausführen und die Sicherheit der Schweiz gefährden, ausgewiesen werden
sollen. Der Bundesrat werde bei Annahme der Motion seine Praxis anpassen, indem
jeder einzelne Fall im Sicherheitsausschuss des Bundesrates diskutiert werde. Wenn
festgestellt werde, dass eine verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit ausgeführt
wurde, werde die betroffene Person ausgewiesen. Nach einigen Rückfragen seitens der
SVP-Fraktion schritt der Nationalrat zur Abstimmung und nahm die Motion mit 103 zu
74 Stimmen (19 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen sowie die Enthaltungen
stammten von der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 7

MOTION
DATE: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Armée

Armée

Alors que la cybersécurité de la Suisse suscite des débats depuis quelques temps, la
députée Ida Glanzmann-Hunkeler (centre, LU) a déposé une motion pour demander
l'indépendance maximale de la Suisse en ce qui concerne les services informatiques
de l'armée. La lucernoise souhaite tout particulièrement que la priorité soit donnée
aux fournisseurs suisses lors d'achats de systèmes informatiques pour l'armée, afin de
garantir l'indépendance du pays et des réparations efficaces. La crise du Covid-19 et les
délais de livraison engendrés par cette dernière ont été évoqués pour illustrer la
problématique de la globalisation et de la dépendance de la Suisse vis-à-vis de
l'étranger. 
D'après le Conseil fédéral, une entière autonomie helvétique n'est pas réaliste en
raison du faible nombre de producteurs suisses pouvant répondre à cette requête. Le
Conseil fédéral rappelle que des dispositions légales permettent déjà de favoriser les
entreprises suisses et affirme qu'il prendra des mesures supplémentaires sur la
question si le besoin se fait sentir, soutenant l'avis de l'initiante de la motion en ce qui
concerne l'importance de ces outils pour la sécurité nationale. Malgré cela, il a conseillé
le rejet de la motion. 
Le 9 mars 2022, le Conseil national a adopté la motion avec une large majorité (147 oui
et 40 non). Après que la motion ait été signée par toutes les fractions, ce vote confirme
que la sécurité de la Suisse semble extrêmement importante pour la plupart des
parlementaires. 8

MOTION
DATE: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Comme le Conseil national, le Conseil des États a adopté la motion qui vise à favoriser
les fournisseurs suisses lors de l'achat de systèmes informatiques pour les organes
centraux de la sécurité suisse. Après avoir été étudié de près, le texte a été critiqué par
le Conseil fédéral en raison de sa rigidité. De ce fait, la motion a quelque peu été
modifiée par la commission (CPS-CE) avant d'être approuvée tacitement par le Conseil
des États. 9

MOTION
DATE: 14.12.2022
CHLOÉ MAGNIN

Le Conseil national a campé sur sa position initiale lors de la procédure d'élimination
des divergences. En effet, en suivant la majorité de la CPS-CN, qui a recommandé
d'accepter la motion sous sa forme initiale par 15 voix contre 10, le Conseil national
s'oppose au Conseil des Etats et au Conseil fédéral. Ces derniers estiment que la base
légale pour favoriser les entreprises suisses lors de l'achat de matériel informatique
pour les institutions helvétiques essentielles existe déjà. Selon la minorité, le texte
initial de la motion empêcherait de faire appel à des entreprises étrangères si aucune
entreprise suisse ne pouvait fournir les services requis. Par 88 voix contre 86 et aucune
abstention, le Conseil national renvoie la balle au Conseil des Etats. L'UDC, 11
parlementaires du PLR et le Centre ont formé la majorité. 10

MOTION
DATE: 16.03.2023
CHLOÉ MAGNIN

Pour rappel, le Conseil des Etats avait proposé une modification de la motion
Glanzmann-Hunkeler souhaitant l'indépendance maximale de la Suisse en ce qui
concerne les services informatiques de l'armée. Cependant, le Conseil national s'y est
opposé et, en acceptant la forme initiale de la motion, a déclenché une procédure
d'élimination des divergences. De ce fait, lors du deuxième passage de la motion au
Conseil des Etats, ce dernier se retrouvait devant deux options en raison d'une
modification de la procédure d'élimination des divergences en 2021. Soit il s'alignait sur
le Conseil national et acceptait la motion dans sa forme initiale, soit il rejetait
définitivement la motion. La CPS-CE a estimé par 7 voix contre 5 et 1 abstention que
revenir à la forme initiale de la motion n'était pas satisfaisant. De ce fait, la CPS-CE a
proposé de rejeter la motion afin de classer l'objet. Une fois les interventions
parlementaires entendues, la minorité a été convaincue et s'est retirée. Elle a en effet
estimé que les mesures légales actuelles étaient suffisantes et qu'aucune modification
ou mesure additionnelle n'était nécessaire. Ainsi, la motion a été rejetée. 11

MOTION
DATE: 12.06.2023
CHLOÉ MAGNIN
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Politique sociale

Groupes sociaux

Politique d'asile

Mit Verweis auf begangene Terroranschläge in Europa forderte die SVP mit einer
Fraktionsmotion (Mo. 20.4347) und einer Motion des Ständerats Marco Chiesa (svp, TI;
Mo. 20.4367), dass in die Schweiz migrierte Personen oder Asylbewerbende bis zur
abschliessenden Beurteilung ihres Gefährdungspotentials in geschlossenen Zentren
unterzubringen seien, um das Sicherheitsrisiko zu minimieren. Dies sollte gemäss den
identisch lautenden Motionen für Personen anwendbar werden, deren Identität nicht
vollständig geklärt werden kann, sowie für alle Personen, die aus einem Gebiet «mit
starker Präsenz von terroristischen, gewalttätigen, extremistischen Gruppierungen oder
radikalen Strömungen» stammen oder sich in einem solchen Gebiet aufgehalten haben.

In seiner ablehnenden Stellungnahme führte der Bundesrat aus, dass die Abklärung
einer möglichen Gefährdung der inneren oder äusseren Sicherheit bereits beim Eintritt
in ein Bundesasylzentrum erfolge; dort würden sogleich Identitätsabklärungen vor- und
Fingerabdrücke abgenommen, um nach bestehenden Einträgen in der Eurodac-
Datenbank für Asylangelegenheiten und in Fahndungsdatenbanken wie dem Schengener
Informationssystem (SIS) zu suchen. Gesuchstellende aus Risikogebieten müssten sich
zudem einer Befragung zu ihren politischen Überzeugungen unterziehen. Eine separate
Unterbringung in geschlossenen Zentren für alle Asylsuchenden aus Risikogebieten
erachtete der Bundesrat zum einen als logistisch nicht möglich, da dies eine sehr
grosse Anzahl von Personen betreffen würde, und zum anderen auch als
unverhältnismässig, da Personen aus Risikogebieten gerade von den genannten
radikalen Gruppierungen geflohen seien. Ebenso sahen dies wohl auch die Mehrheiten
der Räte, die die beiden Motionen in der Frühjahrssession 2021 ablehnten. Abgesehen
von SVP-Vertretenden wurde die Motion der SVP-Fraktion im Nationalrat mit 139 zu 53
Stimmen (0 Enthaltungen) von allen Fraktionen geschlossen abgelehnt. Der Ständerat
fasste seine Ablehnung mit 6 zu 33 Stimmen (2 Enthaltungen). Die Beschlüsse wurden
im Rahmen einer von der SVP-Fraktion verlangten ausserordentlichen Session gefasst,
in der neben den genannten Motionen lediglich noch zwei weitere, ebenfalls identisch
lautende Motionen aus der Feder der SVP traktandiert worden waren. Letztere
forderten, Flüchtlingsgruppen aus oben genannten Gebieten kein Asyl zu gewähren (Mo.
20.4346 und Mo. 20.4368). 12

MOTION
DATE: 15.03.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2015, S. 1333; AB SR, 2015, S. 641; SGT, 18.6.15; LZ, SGT, 8.9.15
2) AB NR, 2017, S. 2145 ff.
3) AB SR, 2018, S. 350; Kommissionsbericht SiK-SR vom 24.4.18
4) AB NR, 1999, S. 172 ff.; AB NR, 1999, S. 2170 ff.; AB NR, 1999, S. 2226 f.; BBl, 2000, I, S. 228 ff.; Bund, 4.11.99; NZZ, 18.11.99;
BaZ, 27.5.99. 
5) AB NR, 2017, S. 2141 f.
6) AB SR, 2018, S. 353 ff.; Kommissionsbericht SiK-SR vom 24.4.18
7) AB NR, 2023, S. 2347 ff.
8) BO, CN, 21.3354, p. 285
9) BO, CE, 2022, p.1311
10) BO CN, 2023, p. 566 s.
11) BO CE, 2023, p. 559; Communiqué de presse CPS-CE du 11.5.23
12) AB NR, 2021, S. 460 f.; AB SR, 2021, S. 293 ff.
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